
Beilage 8 

GESETZ 

über die direkten Steuern im Kanton Uri (Steuergesetz, StG) 

(Änderung vom …) 

 

Das Volk des Kantons Uri beschliesst: 

 

I. 

 

Das Gesetz vom 26. September 2010 über die direkten Steuern im Kanton Uri1 wird wie folgt geän-

dert: 

 

Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe f 

 
1 Natürliche Personen ohne steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt in der Schweiz sind auf-

grund wirtschaftlicher Zugehörigkeit steuerpflichtig, wenn sie: 

f) für Arbeit im internationalen Verkehr an Bord eines Schiffs oder eines Luftfahrzeugs oder 

bei einem Transport auf der Strasse Lohn oder andere Vergütungen von einer Arbeitgeberin 

oder einem Arbeitgeber mit Sitz oder Betriebsstätte im Kanton erhalten; davon ausgenom-

men bleibt die Besteuerung der Seeleute für Arbeit an Bord eines Hochseeschiffs; 

 

Artikel 20 Absatz 5 (neu) 

 
5 Für das Einkommen aus Patenten und vergleichbaren Rechten bei selbstständiger Erwerbstä-

tigkeit ist Artikel 77a sinngemäss anwendbar. 

 

Artikel 22 Absatz 1 

 
1 Dividenden, Gewinnanteile, Liquidationsüberschüsse und geldwerte Vorteile aus Aktien, Antei-

len an Gesellschaften mit beschränkter Haftung, Genossenschaftsanteilen und Partizipations-

scheinen sowie Gewinne aus der Veräusserung solcher Beteiligungsrechte sind nach Abzug des 

zurechenbaren Aufwands im Umfang von 60 Prozent steuerbar, wenn diese Beteiligungsrechte 

mindestens 10 Prozent des Grundkapitals einer Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft darstel-

len. 

 

Artikel 24 Absatz 2, 4 und 5 bis 8 (neu) 

 
2 Dividenden, Gewinnanteile, Liquidationsüberschüsse und geldwerte Vorteile aus Aktien, Antei-

len an Gesellschaften mit beschränkter Haftung, Genossenschaftsanteilen und Partizipations-

scheinen (einschliesslich Gratisaktien, Gratisnennwerterhöhungen und dergleichen) sind im Um-

fang von 60 Prozent steuerbar, wenn diese Beteiligungsrechte mindestens 10 Prozent des 

Grundkapitals einer Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft darstellen. 

                                                             
1 RB 3.2211 
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4 Die Rückzahlung von Einlagen, Aufgeldern und Zuschüssen (Reserven aus Kapitaleinlagen), die 

von den Inhabern der Beteiligungsrechte nach dem 31. Dezember 1996 geleistet worden sind, 

wird gleich behandelt wie die Rückzahlung von Grundkapital. Absatz 5 bleibt vorbehalten. 
5 Schüttet eine Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft, die an einer schweizerischen Börse ko-

tiert ist, bei der Rückzahlung von Reserven aus Kapitaleinlagen nach Absatz 4 nicht mindestens 

im gleichen Umfang übrige Reserven aus, so ist die Rückzahlung im Umfang der halben Differenz 

zwischen der Rückzahlung und der Ausschüttung der übrigen Reserven steuerbar, höchstens 

aber im Umfang der in der Gesellschaft vorhandenen, handelsrechtlich ausschüttungsfähigen 

übrigen Reserven. 
6 Absatz 5 ist nicht anwendbar auf Reserven aus Kapitaleinlagen: 

a) die bei fusionsähnlichen Zusammenschlüssen durch Einbringen von Beteiligungs- und Mit-

gliedschaftsrechten an einer ausländischen Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft nach 

Artikel 80 Absatz 1 Buchstabe c oder durch eine grenzüberschreitende Übertragung auf 

eine inländische Tochtergesellschaft nach Artikel 80 Absatz 1 Buchstabe d nach dem 

24. Februar 2008 entstanden sind; 

b) die im Zeitpunkt einer grenzüberschreitenden Fusion oder Umstrukturierung nach Artikel 

80 Absatz 1 Buchstabe b und Absatz 3 oder der Verlegung des Sitzes oder der tatsächlichen 

Verwaltung nach dem 24. Februar 2008 bereits in einer ausländischen Kapitalgesellschaft 

oder Genossenschaft vorhanden waren; 

c) im Falle der Liquidation der Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft. 
7 Die Absätze 5 und 6 gelten sinngemäss auch für Reserven aus Kapitaleinlagen, die für die Aus-

gabe von Gratisaktien oder für Gratisnennwerterhöhungen verwendet werden. 
8 Entspricht bei der Rückgabe von Beteiligungsrechten an einer Kapitalgesellschaft oder Genos-

senschaft, die an einer schweizerischen Börse kotiert ist, die Rückzahlung der Reserven aus Kapi-

taleinlagen nicht mindestens der Hälfte des erhaltenen Liquidationsüberschusses, so vermindert 

sich der steuerbare Anteil dieses Liquidationsüberschusses um die halbe Differenz zwischen die-

sem Anteil und der Rückzahlung, höchstens aber im Umfang der in der Gesellschaft vorhande-

nen Reserven aus Kapitaleinlagen, die auf diese Beteiligungsrechte entfallen. 

 

Artikel 25 Absatz 1 Buchstabe b 

 
1 Als Ertrag aus beweglichem Vermögen im Sinne von Artikel 24 Absatz 1 Buchstabe c gilt auch: 

b) der Erlös aus der Übertragung einer Beteiligung am Grundkapital einer Kapitalgesellschaft 

oder Genossenschaft aus dem Privatvermögen in das Geschäftsvermögen einer Personen-

unternehmung oder einer juristischen Person, an der die veräussernde oder einbringende 

Person nach der Übertragung zu mindestens 50 Prozent am Kapital beteiligt ist, soweit die 

gesamthaft erhaltene Gegenleistung die Summe aus dem Nennwert der übertragenen Be-

teiligung und den Reserven aus Kapitaleinlagen nach Artikel 24 Absätze 4 bis 8 übersteigt; 

dies gilt sinngemäss auch, wenn mehrere Beteiligte die Übertragung gemeinsam vorneh-

men. 

 

Artikel 28 Buchstabe e 

 

aufgehoben 

 



3 

Artikel 29 Buchstabe i, ia, (neu), ib (neu) und m 

 

Steuerfrei sind: 

i) die Gewinne, die in Spielbanken mit Spielbankenspielen erzielt werden, die nach dem Geld-

spielgesetz2 zugelassen sind, sofern diese Gewinne nicht aus selbstständiger Erwerbstätig-

keit stammen; 

ia) die einzelnen Gewinne bis zu einem Betrag von 1 Million Franken aus der Teilnahme an 

Grossspielen, die nach dem Geldspielgesetz3 zugelassen sind; 

ib) die Gewinne aus Kleinspielen, die nach dem Geldspielgesetz4 zugelassen sind; 

m) die einzelnen Gewinne aus Lotterien und Geschicklichkeitsspielen zur Verkaufsförderung, 

die nach Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe d und e des Geldspielgesetzes5 diesem nicht unterste-

hen, sofern die Grenze von 1 000 Franken nicht überschritten wird. 

 

Artikel 37 Absatz 2 und 2a (neu) 

 
2 Bei Grundstücken im Privatvermögen können die Unterhaltskosten, die Kosten der Instandstel-

lung von neu erworbenen Grundstücken, die Versicherungsprämien und die Kosten der Verwal-

tung durch Dritte abgezogen werden. 
2a Den Unterhaltskosten sind Investitionen gleichgestellt, die dem Energiesparen und dem Um-

weltschutz dienen, soweit sie bei der direkten Bundessteuer abziehbar sind, sowie die Rückbau-

kosten im Hinblick auf einen Ersatzneubau. Diese Investitionen sind in den zwei nachfolgenden 

Steuerperioden abziehbar, soweit sie in der laufenden Steuerperiode, in der die Aufwendungen 

angefallen sind, steuerlich nicht vollständig berücksichtigt werden können. 

 

Artikel 38 Absatz 3 Buchstabe e 

 
3 Von den Einkünften werden ferner abgezogen: 

e) die Einsatzkosten in der Höhe von 5 Prozent der einzelnen Gewinne aus der Teilnahme an 

Geldspielen, die nicht nach Artikel 29 Buchstabe ia, ib und m steuerfrei sind, jedoch höchs-

tens 5 000 Franken. Von den einzelnen Gewinnen aus der Online-Teilnahme an Spielbanken 

nach Artikel 29 Buchstabe ia werden die vom Online-Spielerkonto abgebuchten Spielein-

sätze im Steuerjahr, jedoch höchstens 25 000 Franken abgezogen. 

 

Artikel 77 Absatz 1 Buchstabe c zweiter Satz 

 

gestrichen 

 

 

 

 

 

                                                             
2 SR 935.51 
3 SR 935.51 
4 SR 935.51 
5 SR 935.51 
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Artikel 77a 2. Reingewinn aus Patenten und vergleichbaren Rechten (neu) 

 
1 Der Reingewinn aus Patenten und vergleichbaren Rechten wird auf Antrag der steuerpflichti-

gen Person im Verhältnis des qualifizierenden Forschungs- und Entwicklungsaufwands zum ge-

samten Forschungs- und Entwicklungsaufwand pro Patent oder vergleichbares Recht (Nexus-

quotient) mit einer Ermässigung von 30 Prozent in die Berechnung des steuerbaren Reingewinns 

einbezogen. 
2 Der Reingewinn aus Patenten und vergleichbaren Rechten, die in Produkten enthalten sind, 

ermittelt sich, indem der Reingewinn aus diesen Produkten jeweils um 6 Prozent der diesen Pro-

dukten zugewiesenen Kosten sowie um das Markenentgelt vermindert wird. 
3 Wird der Reingewinn aus Patenten und vergleichbaren Rechten erstmals ermässigt besteuert, 

so wird der in vergangenen Steuerperioden bereits berücksichtigte Forschungs- und Entwick-

lungsaufwand zum steuerbaren Reingewinn hinzugerechnet. Im Umfang des hinzugerechneten 

Betrags ist eine versteuerte stille Reserve zu bilden. 
4 Die Definition von Patenten und vergleichbaren Rechten richtet sich nach Artikel 24a Absatz 1 

und 2 des Bundesgesetzes vom 14. Dezember 1990 über die Harmonisierung der direkten Steu-

ern der Kantone und Gemeinden6. 
5 Die bundesrätlichen Ausführungsbestimmungen zur Berechnung des Gewinns nach Artikel 24b 

Absatz 4 des Bundesgesetzes vom 14. Dezember 1990 über die Harmonisierung der direkten 

Steuern der Kantone und Gemeinden7 gelten sinngemäss, insbesondere bezüglich: 

a) Berechnung des ermässigt steuerbaren Reingewinns aus Patenten und vergleichbaren 

Rechten, namentlich zum Nexusquotienten; 

b) Anwendung der Regelung auf Produkte, die nur geringe Abweichungen voneinander auf-

weisen und denen dieselben Patente und vergleichbaren Rechte zugrunde liegen; 

c) Dokumentationspflichten; 

d) Beginn und Ende der ermässigten Besteuerung; und 

e) Behandlung der Verluste aus Patenten und vergleichbaren Rechten. 

 

Artikel 77b 3. Aufdeckung stiller Reserven bei Beginn der Steuerpflicht (neu) 

 
1 Deckt die steuerpflichtige Person bei Beginn der Steuerpflicht stille Reserven einschliesslich des 

selbst geschaffenen Mehrwerts auf, so unterliegen diese nicht der Gewinnsteuer. Nicht aufge-

deckt werden dürfen stille Reserven einer Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft aus Beteili-

gungen von mindestens 10 Prozent am Grundkapital oder am Gewinn und an den Reserven ei-

ner anderen Gesellschaft. 
2 Als Beginn der Steuerpflicht gelten die Verlegung von Vermögenswerten, Betrieben, Teilbetrie-

ben oder Funktionen aus dem Ausland in einen inländischen Geschäftsbetrieb oder in eine inlän-

dische Betriebsstätte, das Ende einer Steuerbefreiung nach Artikel 75 sowie die Verlegung des 

Sitzes oder der tatsächlichen Verwaltung in die Schweiz. 
3 Die aufgedeckten stillen Reserven sind jährlich zum Satz abzuschreiben, der für Abschreibun-

gen auf den betreffenden Vermögenswerten steuerlich angewendet wird. 
4 Der aufgedeckte selbst geschaffene Mehrwert ist innert zehn Jahren abzuschreiben. 

 

                                                             
6 SR 642.14 
7 SR 642.14 
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Artikel 77c 4. Besteuerung stiller Reserven am Ende der Steuerpflicht (neu) 

 
1 Endet die Steuerpflicht, so werden die in diesem Zeitpunkt vorhandenen, nicht versteuerten 

stillen Reserven einschliesslich des selbst geschaffenen Mehrwerts besteuert. 
2 Als Ende der Steuerpflicht gelten die Verlegung von Vermögenswerten, Betrieben, Teilbetrie-

ben oder Funktionen aus dem Inland in einen ausländischen Geschäftsbetrieb oder in eine aus-

ländische Betriebsstätte, der Übergang zu einer Steuerbefreiung nach Artikel 75 sowie die Verle-

gung des Sitzes oder der tatsächlichen Verwaltung ins Ausland. 

 

Artikel 78a Entlastungsbegrenzung (neu) 

 
1 Die gesamte steuerliche Ermässigung nach den Artikeln 77a und 269c Absatz 3 beträgt höchs-

tens 50 Prozent des steuerbaren Gewinns vor Verlustverrechnung, unter Ausklammerung des 

Nettobeteiligungsertrags nach Artikel 88 und vor Abzug der vorgenommenen Ermässigungen. 
2 Es dürfen weder aus den einzelnen Ermässigungen noch aus der gesamten steuerlichen Ermäs-

sigung Verlustvorträge resultieren. 

 

Artikel 80 Absatz 3 Buchstabe b 

 

aufgehoben 

 

Artikel 87 Absatz 1, 3 und 5 (neu) 

 
1 Die einfache Steuer für Kapitalgesellschaften, Genossenschaften, Vereine, Stiftungen und üb-

rige juristische Personen beträgt: 

a) für den Kanton 2,8 Prozent des steuerbaren Reingewinns; 

b) für die Einwohnergemeinden 2,8 Prozent des steuerbaren Reingewinns; 

c) für die Landeskirchen oder deren Kirchgemeinden 0,6 Prozent des steuerbaren Reinge-

winns. 
3 Die einfache Steuer für Korporationen beträgt für den Kanton 6,2 Prozent des steuerbaren 

Reingewinns. 
5 Wird bei interkantonalen oder internationalen Verhältnissen für die steuerliche Anerkennung 

eine Mindeststeuerbelastung auf im Kanton besteuerten Gewinnen verlangt, ist der Steuersatz 

unter Berücksichtigung der direkten Bundessteuer auf das geforderte Mindeststeuermass zu er-

höhen. 

 

Artikel 88 Sachüberschrift 

Gesellschaften mit Beteiligungen 

 

Artikel 89 bis 91 

 

aufgehoben 

 

 

 



6 

Artikel 93 Absatz 1 zweiter Satz 

 

gestrichen 

 

Artikel 96 Absätze 1 und 4 

 
1 Kapitalgesellschaften, Genossenschaften, Vereine, Stiftungen, übrige juristische Personen und 

kollektive Kapitalanlagen entrichten den Einwohnergemeinden eine einfache Steuer von min-

destens 0,01 Promille und höchstens 4,0 Promille des steuerbaren Eigenkapitals. 
4 aufgehoben 

 

Gliederungstitel nach Artikel 96 

4. Kapitel MINIMALSTEUER 

 

Artikel 96a (neu) 

 
1 Juristische Personen, die im Kanton pro Steuerjahr weniger als 500 Franken Kantons-, Ge-

meinde- und Kirchensteuern bezahlen, entrichten dem Kanton, den Einwohner- und den Kirch-

gemeinden eine Minimalsteuer von 500 Franken. Der Mindestbetrag ist auch bei wirtschaftlicher 

Zugehörigkeit nach Artikel 70 sowie bei Zu- und Wegzug für die ganze Steuerperiode geschuldet. 
2 Von der Minimalsteuer ausgenommen sind Genossenschaften mit Selbsthilfecharakter ohne 

gewinnstrebende Tätigkeit. 
3 Vereine und Stiftungen entrichten keine Minimalsteuer. 
4 Die Minimalsteuer ist zwischen dem Kanton, den Einwohnergemeinden und den Landeskirchen 

oder deren Kirchgemeinden im Verhältnis der Steuersätze nach Artikel 87 nach Absatz 1 aufzu-

teilen. 

 

Gliederungstitel vor Artikel 97 

5. Kapitel ZEITLICHE BEMESSUNG 

 

Artikel 112 

 

Im Ausland wohnhafte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die für Arbeit im internationalen 

Verkehr an Bord eines Schiffs oder eines Luftfahrzeugs oder bei einem Transport auf der Strasse 

Lohn oder andere Vergütungen von einer Arbeitgeberin oder einem Arbeitgeber mit Sitz oder 

Betriebsstätte im Kanton erhalten, werden für diese Leistungen nach den Artikeln 100 bis 103 

besteuert; davon ausgenommen bleibt die Besteuerung der Seeleute für Arbeit an Bord eines 

Hochseeschiffs. 

 

Artikel 192 Absatz 3 

 
3 Kapitalgesellschaften und Genossenschaften haben das ihrer Veranlagung zur Gewinnsteuer 

dienende Eigenkapital am Ende der Steuerperiode oder der Steuerpflicht auszuweisen. Dieses 

besteht aus dem einbezahlten Grundkapital, den in der Handelsbilanz ausgewiesenen Reserven 
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aus Kapitaleinlagen im Sinne von Artikel 24 Absätze 4 bis 8, den offenen und den aus versteuer-

tem Gewinn gebildeten stillen Reserven sowie aus jenem Teil des Fremdkapitals, dem wirt-

schaftlich die Bedeutung von Eigenkapital zukommt. 

 

Artikel 208 Absatz 1bis (neu) 

 
1bis In Steuerdomizilverfahren steht dieses Beschwerderecht bei interkantonalen Sachverhalten 

auch der zuständigen Verwaltung der Einwohnergemeinde nach Artikel 174 Absatz 1 zu. 

 

Artikel 232b 

 

Die zuständige Direktion bestimmt in einer Weisung die für den Erlass von Kantons-, Gemeinde- 

und Kirchensteuern zuständige Behörde. 

 

Artikel 269c Übergangsbestimmung der Teilrevision per 1. Januar 2020 (neu) 

 
1 Die geänderten Bestimmungen finden erstmals Anwendung auf die im Kalenderjahr 2020 zu 

Ende gehende Steuerperiode. 
2 Gesellschaften, die bei Inkrafttreten dieser Teilrevision nach den bisherigen Artikeln 89 bis 91 

als Holding- oder Verwaltungsgesellschaft besteuert wurden, können beantragen, dass die im 

Zeitpunkt des Statuswechsels bestehenden stillen Reserven einschliesslich des selbstgeschaffe-

nen Mehrwerts, soweit sie bisher nicht steuerbar gewesen wären, mit einer Verfügung festge-

stellt und im Falle ihrer Realisation innert den nächsten fünf Jahre gesondert besteuert werden. 

Der einfache Sondersteuersatz beträgt 1,2 Prozent: 

a) für den Kanton 0,5 Prozent; 

b) für die Einwohnergemeinden 0,5 Prozent; und 

c) für die Landeskirchen oder deren Kirchgemeinden 0,2 Prozent. 
3 Gesellschaften, die vor Inkrafttreten dieser Teilrevision den Status als Holding- oder Verwal-

tungsgesellschaft nach den Artikeln 89 bis 91 verloren oder aufgegeben und dabei bestehende 

stille Reserven einschliesslich des selbstgeschaffenen Mehrwerts aufgedeckt haben, können ab 

dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Teilrevision die noch bestehenden aufgedeckten stillen 

Reserven einschliesslich des selbstgeschaffenen Mehrwerts innert den nächsten fünf Jahre ab-

schreiben. Diese Abschreibungen fallen unter die Ermässigungsbegrenzung nach Artikel 78a, so-

weit die aufgedeckten stillen Reserven am 31. Dezember 2024 noch bestehen, sind sie auf die-

sen Zeitpunkt steuerneutral aufzulösen. 
4 Der Kanton leistet den Einwohnergemeinden und den Landeskirchen oder deren Kirchgemein-

den während fünf Jahren ab Inkrafttreten dieser Bestimmung einen Beitrag zur Abfederung ihrer 

finanziellen Einbussen aus der Senkung der Gewinnsteuersätze. Dieser bemisst sich als Anteil 

der Gewinnsteuererträge juristischer Personen und nimmt über fünf Jahre ab. 
5 Als Berechnungsgrundlage dient der durchschnittliche Gewinnsteuerertrag juristischer Perso-

nen aus den dem Rechnungsjahr vorangegangenen drei Jahren. Datengrundlage bilden die Soll-

stellungen (Gewinnsteuer laufendes Jahr und Gewinnsteuer Vorjahre) aus der Steuerabrech-

nung für die juristischen Personen. 
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6 Auf dem pro Gemeinde so errechneten durchschnittlichen Steuerertrag wird im ersten Über-

gangsjahr ein Beitrag von 10 Prozent ausbezahlt. Der Beitragssatz wird in der Folge jeweils um 

zwei Prozentpunkte pro Jahr gekürzt. 

 

II. 

 

Diese Änderung unterliegt der Volksabstimmung. Sie tritt am 1. Januar 2020 in Kraft. 

 

Im Namen des Volkes 

Der Landammann: Roger Nager 

Der Kanzleidirektor: Roman Balli 

 

 

 


